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Zt Personalabbauverordnung.
Bei den Trümern der Sozialversicherung ist bisher im allge¬

meinen nur wenig vom Personalabbau zu sparen, lediglich bei

der Reichsversicherungsanstalt für Angestellte und bei einigen

Landcsversicherungsanstalten hat er sich in geringem Umfange

ausgewirkt. Das ist verständlich, weil, obwohl die Aufgaben

bei den Übrigen Sozialversicherungsträgern mehr oder weniger

gewachsen sind uimJ dic Arbeiten sich vermehrt haben, in der

Pegel schon bisher nur mit dem alten und notwendigsten

Personal gearbeitet worden ist und ein schematischer und plan¬

loser Abbau zur Schädigung der Versicherten führen miiQte.

Auf diesen Standpunkt stellt sich auch der Reichsarbeits¬

ministcr. der in seinem RunderlaO vom 30. Oktober 1923 —

If 1 8876 — sagt, daß die Verhältnisse bei den einzelnen Ver¬

sicherungsträgern dafür bestimmend sind, in welchem Maße

ein Abbau der Beamten und Angestellten erfolgen kann und

daß nur wirklich entbehrliche Kräfte entlassen werden

sollen.

Der preußische Minister fiir Volkswohlfahrt hat am 13. No¬

vember )9?3 einen Kr'aß betr. Personalabbau bei den Kranken¬

kassen — HI V 3104 II — herausgegeben, durch den die Ober¬

versicherungsärnter aufgefordert werden, im Wege von Dienst-

ordnungsandernngen einen Abbau bei den Krankenkassen zu

veranlassen. In dem Erlaß heißt es:

..Beim Vorliegen nichtiger OrOnde fflr dk Herabmlntkrong der Zahl der

Kassenangestellten Ist die Aenderung der Dlcnstordnungsvorschriften gemäß

t 366 RVO. in veranlassen
,#

Düren solche Dienstordnungsänderungen kann natürlich

ebenfalls kein schematicher oder rigoroser Abbau erzwungen

werden. Zunächst sind die Verhältnisse bei den einzelnen Ver¬

sicherungsträgern eingehend zu prüfen. Beachtenswert ist.

was hierzu der Geh. Oberregierungsrat Dr. Hoffmann beim

preußischen Wohlfahrtsmiulsteriuni In seinem Artikel ..Der

Personalabbau der Versicherungsträger44 In Heft II der ..Monats-

Schrift für Arbeiter- nnd Angestelltenversicherung0 vom No¬

vember 1923 bezüglich der Krankenkassen schreibt:

„Wenn dic selbstverständliche Vorlxdingnng f_:r den durchgreifenden

PersonalaK-aa eine erhebliche Minderung der dm Beschäftigten obMcjrendc.

Aufgaben ist. gn kann mit etilem Erfolg he\ den Krankenkassen s-vhon aus der>\

«runde nicht gerechnet werden. ueU ihnen neuerdings wiederum eine neue

AetfaiCi nämlich die BMfeiMg der Bcltllff für die Erwerbslostnf.ir-orj:«?,

isl>crtragen worden ist. Dadurch tritt mit Not* endUkeit eine merkbare Ver¬

mehrung der Geschälte ein Durch den Fortiai! der Versuchung zur A.u-

ntelfong der Qtiittnngskartea fir dio Invalidcnvcrbieherua* IM nnf der andere

Seite zweifeltet eine EntUstnnr im Geschäftsbetriebe eingetreten, die eben¬

falls mich geltfentUüi des ktxt fmwntkrlebemm FttüMlaktaMi bertck«-

nfcMfl uervkn ml M

Unklarheit scheint darüber zu bestehen, wie die Abhau-

verorrfnaag auf die mit Ansprach auf Ruhegehalt aber nicht

lebenslänglich angestellten Angestellten sich auswirkt. Der

Rcichsarbeitsminister sar/t darüber in seinem obenerwähnten

ErlaB von 30. Oktober 1923:

.
Itfe Vcreinl^arun^cri und Vorschriften, wonach nicht

fWtettten Btschl hiften ans einem wichtigen Grunde

sonach Enflaatmg chr.c WttUttg rtrftft werden kann U

5 tB Ahn, 2 RVO). sind hierdurch nicht anlfcfeihtn wordt:./'

Hieraus ist zu foVcrn. daß, wenn für diese Angestellten die

bestehenden gesetzlichen und Diemtordnnwrsbestimmaagefl

Ketten sollen, die Peronafabbanverordniing auf sie überhaupt

nie!?: Anwendung (lüdet Die mit dem Hauotverband deutscher

Krankenkassen vereinbarte Wnsterdtenstordnune sagt hierüber:

..Sind nfolfte einer Abnahme der M»tüliederzahl oder infolge einer Acr.de-

IMf in id Vcm •« Ht KMMntnschifte v» verringert worden, daß < (

Vem_i"derufig der ZflM <W Angestellten erfolgen muß. Ig hl nnaldUt dx.n

»ach Üesc Dunsioidnüng nicht nnfestttlten Hilfsarbeitern und InM dtn In

•ler betreffen .Jen Annetten :< n_u-^rc dit.._<o(.m:i reu Angestellten ur.ter Bc-

Mtekaichlicmg der persAnlicften tmt limlLiilreTi Verhältnisse za kündig'

Maßgebend lM das Dtenstaltet nach dem Ans: longanertragt."

Soweit die Angestellten der Sozialverstehernntntrftger in

Frage kommen, bat unser Verbandsyorsitzendei Kollege Oiebel

lebenslänglich an-

gekündigt werden.

n § "W Ah«. 2.

die folgenden Abündcrungsanträgc zur Pcrsonalabbauverordnung
gestellt:

.»Artikel 17: § I Ab5. Il a) Dk Worte ..und lar die Angestellten**
lind xn streichen.

b) Der Nachsatz: „*t.c ein Aarecht auf Rnhegthalt haben", wird wie Mgl
ersetzt: ..denen die Rechte und Pflichten von Beamten übertragen sind**.

§ I Abs. 2. Vit Worte „und Angestellten" sowie „oder AnmUttte" utr-

den gestrichen.

§ 2 wird durch dle<c Bestimmung ersetzt: „Für Angestellte der Vcr-

slchcrnnistrfizer, die infolge Verminderung der Arbeitskräfte bis zum 30. Juni

1924 aus der Beschäftigung ausscheiden, gilt Art. 15 § 1 Ab*. 3 sinngemäß.M

Die Ausführungsbestimmungen zur Personalabbau Verord¬

nung: sind bisher vom Reichskabinett nicht erlassen worden.
cr»>Erst wenn dies geschehen Ist. werden die anderen in Fra.,

kommenden Regierungsstellen ihrerseits Ausführungsbcstirn-

m&ngcn herausgeben. \Vir wollen aber hoffen. daD inzwischen

die Ahbativerordnung unseren Wünschen entsprechend geändert

werden ist.
«»-«»

Verwaltung.
Um das Einzugs erfahren fiir die Invalidenversicherung

durch die Krankenkassen In Thüringen. Das über 30 Jahre be¬

stehende Einzugsverfahre:i durch dic Krankenkassen sollte

schnellstens aufgehoben werden. Noch Anfang Juli nahm der

Landesverband Thüringer Ortskrankenkassen auf seinem Ver«

baudstag bei dem Punkt ..Hebcgebühren" keine entscheidende

Stellung ein, da keine Aussprache stattfand. Nach den Aus¬

führungen des Geschäftsführers dieses Verbandes handelte es

s.ch um die Entschädigung, die die Thüringische Landcsversichc-

rung den Krankenkassen zahlt. Die Krankenkassen hatten ur¬

sprünglich 10 Proz. des Markenamsat/.wertes gefordert waren

dann auf 8 Proz. zurückgegangen; die Landesversichertrags-

anstalt wollte nur 6 Proz. zahlen können. Der Vertreter der

Thüringer Regierung (Wirtschaftsministerium) lieB sich aber auf

dieser Tagung noch bestAtigen, daß die Thüringer Kranken¬

kassen im besonderen Interesse der Versicherten das Einzugs-
verfahren weiter besorgen wollten. Die Regierung entschied

dann, daß die üutdesversicternngsansull 7 Proz. vom Marken-

umsatzwert ais Eatschld ;:ung zu zahlen hat. Am 17. Oktober

1923 berieten das Thüringische Wirtscbaftsmintsterinm, der Vor¬

stand der Thüringischen Landesverselierungsanstalt und die

Vorstande der Verbinde Thüringer Ortskrankenkassen und Be¬

triebskrankenkassen gemeinsam; sie beantragten« ..P:e heute

erschienenen Vertreter Jer Landesversichertmgsanstalt und der

Verbünde der Orts- und Betriebskrankenkassen sind sich einig*

JaB Jas bewihrte Dnzngsvertehren unter den angenbUcklichen
Umständen nicht aufrechterhalten werden kann. Sic richten des¬

halb an das Staatsrninistcrium das Ersuchen, das Einzttgsver«

fahreu schnetfstens anm 3. November aufzuheben." Daranl er¬

klärte die Regierung, es werde nötig sein, die Vertreter der

Arbeiter und Unternehmer zu boren; die Regierung sei aber

gebeten worden, von diesem Vorhaben Abstand zu nehmen, da

es nur den jetzigen, »ich! mehr tragbaren Zustand verlängern

könne« ohne nur einem Teile zu nützen; beide Teile würden

nur noch mehr Schaden erleiden.

Das Thüringische Wfrtsdudtsministerinm gab dem Antrag«

nicht statt, mit der Begründung, dali dem Antrage nicht ent¬

sprochen werden konnte, weil Arbeitnehmer- nnd Arbeitgeber-

Organisationen sieh ganz entschieden gegen die Aufhebung des

nunmehr über 30 Jahre bestehenden und bewährten Einzugs-

verfabrens durch die Krankenkassen gewendet haben.

Es handeit sich somit nicht um de fiir die Landesvcrsicbe-

rangsanstaH in zufriedenstellender Weise geleistet« Arbeit durch

die Krankenkassen, sondern nur um die Cntscha t mg (Hcbc-

gebfihren), die die Versicherungsanstalt vorgibt, nicht erhöhen

za können, und die Krankenkassen mit der erhaltenen Entschädi¬

gung n.cht auskommen Dte LandesVersicherungsanstalt bat
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sJioa Um immer, wjaa der Markcavcft erhöht ve: 'e. ;it dem

..feüschee/ bc* da Entgeh:i iutur.it operierl. In einem längere«

Preaseart ke! (arscfcciacuJ von der Laadcsversxherunttsanstait).
df auf die Ad-hebuag des Lanziigsvcrfahrcns hiaau&lüaft wird

u. a. gesagt. 7 \*ro?. Entschädig eng sei im Verhältnis za den

I{eitrigen ein Satz, der im frieden nie gezahlt wurde. Die

rrcttfgt »\atv.ort hierauf wrd Jeder Praktiker ohne weiteres

n kennen. Die Im Frieden gezahlte Entschädigung blieb.

auch wenn Sic nach iMonatca erst gezahlt wurde, stabil. Die

I u MvarstchefOBflMMtafc vertritt wohl tär sich den berech-

tigten StanJpunkt infolge der rap;dtn Geldentwertung die fälli¬

gen Beitrüge möglichst rasch iiereinziibekoinnieiu aber den

Krankenkassen gegenüber halt $\e an der vorfcrlegszcitHchen

I . ¦;:. ir-iungswcisc fest.

Nttfl mal aber anch noch der ..BeamtcnabbaiT herhalten.

In drm er »Hinten Prcsseartlfcet wird den Krankenkassenvor-

ttiinden (Versicherte werden dadurch aufmerksam) die geplante

lafhlbiBg dadurch möglichst schmackhaft n machen ver-

s»cht daß die Krankenkassen VerwaJtiixigskoste« sparten. Wie

ermutigend das kürzt! Wenn nun die Aufhebung erfolgt wäre,

wurde daun die Landes versicherungsanstaU nut der bisherigen

Zahl ihrer Beschäftigtet] auskommen, oder hfittc sie dann eine

aase Kategorie, genannt JCwrtroWbeamtc". in nennenswerter

Zahl engagiert. was jeder Laie als „notwendigen Beamtenaui-

bau* hngerommen hätte AKo. bei einem Zweig der Sozial¬

versicherung 6et Abbau, bet dem anderen voraussichtlich un-'

abwendbarer Aufbau. Recht eigentümlich berührt es daB gerade

jetzt auf den großen ..Bruder*4 Preußen, und Bayern wurde da¬

bei nicht vergessen, hingewiesen Wird, wo die Arbeitgeber
diese Beitragsmarken sc'bst kaufen und kleben ninßltn. Mit

mxA eiirgen Staaten (Sachsen. Hessen. Württemberg. Baden

und Braunschweig) nehme auch Thfiriugea eine Ausuahme-

sicllumr ein. Im Interesse der Versicherten können wir diese

Au«nahraestellcng nur begrüßen, sogar im Interesse der Volks-

wohitahrt für dic gr66te Schach* der Bevölkerung (Versicherte)

wirkt diese Ausnahmestellung sogar segensreich. Vielleicht soH

die Isoliertheit (durch Aufhebung des Einzugsverfahrens) zum

,.SCandeshewußtseinM beitragen, weil dann die l^ndesvcrsiche-

runs'sanstalt mit den Krankenkassen nichts mehr zu tun hAttc.

Wir aber stimmen voll und ganz mit der Begründung des

Thüringer Wirtschaftsmin'stcriums überein Im Schlußsatz

dieser Begründung wird gesagt: „Das Wirtschnftstnimsterlum

ist jederzeit gern bereit, soweit es möglich ist den Versiche¬

rungsträgern bcfenstehen und sieht eecirneten Vorschlägen ent¬

gegen." Auch die organisierten m der Praxis stehenden Ange¬

stoßen werden «ich. wenn an sie der Ruf ergeht, bei der Ver-

etnhe tlicbnng der gesamten Sozialversicherung tm Interesse

al-er Versicherten mit Rat uud Tat gern rar Verfügung Stelen.

Gewerkschaftliches,

Zur Revision der Tarifgenteinsehalt Der Hauptverband
deutscher Krankenkassen hat in seiner Vorstandssitzung vom

24 November folgenden Beschluß gefaßt:

„Her Zentraiverband der Angestellten hat den Antrag
ste'lt. die mit ihm abgeschlossene Tarifremeinschaft bis

zum .11. März 1924 zu verlangern. Der Antrag wird Qh-

gelehnt. Der Tarifvertrag Ifrnft sonach mit dem 31. Dezemoer
1923 ab. Zu Verhandlungen Iber den Abschluß eines neuen

Tarif« :st der Vorstand bereit"

Die ersten Verhandlungen zwischen den Vertragsparteien
über de^ NccshschlnB finden am 14. Dezember in Dresden statt.

Verhandlungen aber den berufsgenossenschaitHchen Reichs«
t_arit Am 5. Dezember 1923 fanden Verhandlungen über dea

Ne-nabschluß eines Rcichstarifvertrages mit dem Arbeitgeber«
verband Deutscher Berufsgenossenschaften statt Frst in diesem

Termin gab der Arbe.igcbervcrband seine Abänderungsvor¬
schläge bekannt. Intolgedessen mußten die Verhandlungen nach

einer Ifin^ercn Oeneraldebatte vertagt werden. Da unseren Mit¬

gliedern die Abänderungsvorschläge bereits durch Rundschreiben

zugegangen sind, können wir uns an dieser Stelle auf einen Hin¬
weis der «richtigsten Wünsche der Arbeitgeber beschränken:

Die Eingruppierung soll künftig, außer von den Leistungen,
davon abhfingig sein, ob in einem vom Vorstand oder der Qe-
nos ienschaftsversammhwg zu beschließenden Stellenansweis
entsprechende Stellen vorgesehen s;nd. Die Gehaltszahlungs-
perioden sollen genau denen der Reicbsbeamten angepaßt werden.
Bei den nichtständigen Angestellten soH sowohl die Bezahlung
als auch die Anwartschaft auf ständige Anstellung verschlechtert
werden Ziffer8: Ueberstundcnbezahlung soll gestrichen werden.
D_e lebenslängliche Abstellung will der Arbe :.reberverband be¬
seitigen. Die Ruhegehaltsherechtigung mO künftig nar bei den

Arcestefften der K!asscn !a bis 3 eintreten. Die anreehnangs-
fähtge Dienstzeit soll frflmtcns mit dem 2S Lebensjahre be¬
ginnen. Die Arbc;rszeit soll zuwachst auf 48 Stunden erhöht
werden, mindestens jedoch soviel Stunden betragen, wie für die
Pcichsbeamten festgesetzt smd. D.e Uriaubssatze Je: Kiasse 5

-

—

soilen Vm ! herabgesetzt wenden. Alle günstigeren Bvdia-

Kuugca. die ul>cr die für die iMchsbeamtea geltenden Bcsfim-
inaagen hinausgehen, soTcn abgeschafft werden. Ffir den Fall,
«daß bezüglich dieser AbbilderungsvartchWge eine Einigung zu¬

stande kommt will der Arbeitgoberverbacd von einer Aendernng
der Besoldung absehen (D. La soll für diesen Fall also auch

in dem neuen Tarif die bisherige Anlehnung an die RBO. be¬

stehen bleiben. Die Vertreter unseres Verbandes haben dem

Arbeitgebervcrhand erklärt, daß die Abänderungsvorschläge in

d.eser Form unannehmbar seien. Mitte Dezen.ber finden weitere

Verhandlungen statt

fJme Heldentat In Erfurt besteht der Betriebsrat der

Allgemeinen Ortskrankenkasse in setner Mehrheft aus Mitglie¬
dern des ZentralVerbandes der Angsetriitea. obwohl ein großer
Teil der m der AOKK. beschäftigten Angestellten Anhänger
c!es Bundes der Krankenkassenangestellten und Beamten ist

IIHese Tatsache beschwerte die Qemfller der Bendesanhänger

derart daß sie eines Tages de« heroischen Entschluß faßten*
den Betriebsrat abzusetzen. Gesagt getan« Eines schonen

Tages erschien ein Vorstandsmitglied des Bundes, bewaffnet mit

einem riesengroßen Schreiben, das er dem Betriebsrat über¬

reichte und in derti er Im Namen von Cber 60 Angestellten.
Aerzten und Schwestern 6tr AOKK. dea sofortigen Rticktrttt
des Betriebsrates verlangte, da dieser wegen seines — man

erschrecke nicht — «.roten*4 Anstriches nicht das Vertrauen der

Belegschaft habe. In diesem Schreiben war dem Betriebsrat
auch zum Vorwurf gemacht daß er eine Betriebsversamm'nng«
dem Verlangen der Bundesanhänger entsprechend, nicht sofort,

sondern erst am darauffolgende« Tage einberufen habe. Ferner

sollte der Betriebsrat die Belange der Hilisangc stellten, von

denen eine Anzahl wegen Betriebsurnstelluag *n4 Vereinfachrng

gekündigt warea. nicht pflichtgemäß vertreten haben. Der Be¬

triebsrat khnte die rein veiiMudsagitatortschen Zwecken der

Bundesanhänger entsorechenden Antra« g'att ab Darauthin

hefer die Bundesanhänger den Schiebtnursanssebuft aa und

beantragten die Absetzung des Betriebsrates. Als Begründung
ftir die Behauptung, der Betriebsrat habe die Interessen der

Otkiindigten nicht vertreten, führte ein Herr Letsch als Ver¬

treter des Bundes an. daß der Betriebsrat seine Zustimmung

wm Kündigung nicht hätte geben dirfen. da die AOKK. Erfurt

ihren Mitgliedern und Kranken ia noch mehr als die Mindest-

leistnrsrn gewähre; würden diese herabgesetzt, könnten alle

Angestellten im Betriebe bleiben. Der Vertreter des Zentral«

Verbandes der Angesterten wies diese unglaubliche Zumutung
sehr scharf zurück. Auch der Schlichtungsausschuß hatte für

die Beschwerden der Herren vom Bunde kern Verständnis und

entschied daß der Betriebsrat vWttg korrekt gehandelt habe.

Der Vorsitzende bedauerte, daß der SchlxhtnnTsausschuC seine

kostbare Zeit mit derartige« Lappalien vertrödeln müsse. Völlig

geknickt un J entmutigt zog sich der Kampfstoßtruop des Bundes

zurlick.

Kündigungen beim Knappschaftsverein in Bochum. Der All¬

gemeine Knanmchaftsverein in Bochum hat am 15. Hovemher
seinen »amtlichen Angestellten und Beamten gekündigt. Ueber

alle gesetzlichen Schutzbestimmutigcn hat er sich dabei ohne

Bedenken hinweggesetzt. Dieses Vorgehen ist für eine Organi¬

sation, die mit der Durchführung sozialer Aufgaben betraut ist

besonders merkwürdig. Unsere Organisation rief deswegen

sofort das Gericht an. In dem VerhandUngsterniin gab ein Ver¬

treter des Knappschaftsvereins die Erklärung ab. daß auf (irund

der am 15. November eroMen Knndirun^en keine Entlassenen

vorgenommen wfirden. die Verwaltung müsse sich aber die Ent-

scheidnng vorbehalten, wehere Kündigungen am 15. Dezember

auszusprechen, die d:e preußische Personalabbawverordnnng nnd

die Sperrmaßnahmen des Knappschaftsvereins notwendig

machen. Der Zweck der Kündigungen war also einzig der, 'ie

Bestimmungen des Tarifvertrages abzubauen Da diese Be¬

standteile des Tarifs in die EinzeldienstvertrSge Iherttlangen

sind, glaubtfe der Knam>schaftsverein sich ihrer durch Kündi¬

gung der gesamten DienstvertrÄge am besten entledigen zu

können. Das Qericht entschied, daß die am 15. November er-

iolgten Kündigungen rechtsungültig seien.

Henifchiblläum. Am 14. Dezember 1923 konnte unser

Kollege, der Abteilungsvorsteher Hermann Huhnfleisch.

auf eine 2.*Siährige erfolgreiche Berufstätigkeit bei der Allge¬

meinen Ortskrankenkassc Berlin zurückzucken- Kollege Huhn-

feisch ist in weiten Kreisen unserer Mitglieder als Mitglied

des Verbandsvorstandes des früheren Verbandes der Bureau¬

angestellten Deutschhnis und längere Zeit auch des Beirats

unseres ZdA. durch seine selbstlose und aulopfernde Tätigkeit

bekannt. NLht nur die Berliner, sondern auch die abtuen

deutschen Kollegen gedenke« mit «m dieses Jtfbeltages nnd

sprechen dem Jubilar daza d;e her«liebsten Glückwünsche ans.

— Kollege Augus: Hühner bei der Innungkrankenkassejder
Tischler konnte am 28. November 1923 auf e:ne 30jährige Wirk¬

samkeit zurückblicke?:, wozu wir ihn ebeafalls nachträglich i ufs

Herzlichste beglückwünschen
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